
 

  

S 12 R 678/16

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Bei der Bestimmung der –

anpassungsunschädlichen – Dauer des
Versorgungsbezugs durch die
(verstorbene) ausgleichsberechtigte
Person gem. § 37 II VersAusglG ist die
Zahlung der Rente für den Sterbemonat
miteinzubeziehen.

Normenkette § 37 VersAusglG;
SGB VI §§ 99, 100, 102 118

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 R 678/16
Datum 06.07.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 R 2759/18
Datum 19.02.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Freiburg
vom 06.07.2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r
das Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt Altersrente ohne versorgungsausgleichbedingte KÃ¼rzung.

Der 1942 geborene KlÃ¤ger war seit 1971 mit der 1947 geborenen und am
10.07.2015 verstorbenen M. R. (im Folgenden: M) verheiratet. 1997 wurde die Ehe
geschieden (Urteil des Amtsgerichts F. â�� Familiengericht â�� vom 14.01.1997).
Durch das Scheidungsurteil wurden Rentenanwartschaften aus der gesetzlichen
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Rentenversicherung in HÃ¶he von monatlich DM 1.055,20 (bezogen auf den
30.06.1996) im Wege des Splittings von dem Versichertenkonto des KlÃ¤gers auf
das Konto von M Ã¼bertragen. Die Entscheidung zum Versorgungsausgleich war
seit dem 25.02.1997 rechtskrÃ¤ftig.

Der KlÃ¤ger erhÃ¤lt seit dem 01.04.2002 eine Altersrente, die wegen seiner
Unterhaltsverpflichtung gegenÃ¼ber M und der sich daraus ergebenden
Anwendung des Â§ 5 des Gesetzes zur Regelung von HÃ¤rten im
Versorgungsausgleich (VAHRG) zunÃ¤chst nicht um den Versorgungsausgleich
gekÃ¼rzt ausgezahlt wurde (Bescheid vom 18.03.2002).

Mit Bescheid vom 24.04.2012 wurde M fÃ¼r die Zeit ab 01.07.2012 eine Rente
unter BerÃ¼cksichtigung des durchgefÃ¼hrten Versorgungsausgleichs zuerkannt.

Mit Bescheid vom 10.05.2012 berechnete die Beklagte daraufhin die Altersrente des
KlÃ¤gers neu und zahlte ab 01.07.2012 nur noch die um den Abschlag aus dem
Versorgungsausgleich um 22,8250 Entgeltpunkte geminderte Rente.

Nach dem Tod von M beantragte der KlÃ¤ger am 07.08.2015 die Anpassung seiner
Altersrente wegen des Todes der ausgleichsberechtigten Person.

Mit Bescheid vom 08.09.2015 lehnte die Beklagte den Antrag auf Aussetzung der
KÃ¼rzung der Rente des KlÃ¤gers durch den Versorgungsausgleich ab. M habe vom
01.07.2012 bis 31.07.2015 und somit lÃ¤nger als 36 Monate Rente aus dem im
Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht bezogen. Nach Â§ 37 Abs. 2
Versorgungsausgleichsgesetz (VersAusglG) finde eine Anpassung wegen des Todes
der ausgleichsberechtigten Person jedoch nur statt, wenn die Versorgung aus dem
im Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht nicht lÃ¤nger als 36 Monate bezogen
worden sei.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 09.10.2015 Widerspruch. Er trug begrÃ¼ndend
vor, nach Â§ 37 Abs. 2 VersAusglG finde die RÃ¼ckÃ¼bertragung des Malus aus
dem Versorgungsausgleich statt, wenn die ausgleichsberechtigte Person, hier also
M, die Versorgung nicht lÃ¤nger als 36 Monate bezogen habe. Dies sei der Fall. Die
Rentenzahlung erfolge nachschÃ¼ssig am Ende des Monats. Da M am 10.07.2015
verstorben sei, habe sie selbst die Rente fÃ¼r den Monat Juli 2015 nicht mehr
bezogen. Abzustellen sei auf den Bezug der Geldleistung und nicht auf das
Bestehen eines Anspruchs. Die Formulierung im Gesetz sei insoweit "eineindeutig"
und nicht auslegbar. Selbst wenn man aber auf einen Anspruch abhebe, habe M im
Monat Juli 2015 einen solchen nicht mehr gehabt. Einen Anspruch auf die Zahlung
im Sterbemonat habe immer nur der Hinterbliebene, im Zweifel der Fiskus. Das
Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 11.02.2015 (B 13 R 9/14 R, in juris) sei,
abgesehen davon, dass es sich um eine Einzelfallentscheidung handele, nicht
akzeptabel. Die Auslegung durch das Bayerische Landessozialgericht (Urteil vom
17.09.2013 â�� L 19 R 297/11 -, in juris) sei insoweit zutreffend gewesen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 08.02.2016 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. M habe das aus dem Versorgungsausgleich Ã¼bertragene Anrecht
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insgesamt 37 Monate bezogen. Die Voraussetzungen des Â§ 37 Abs. 2 VersAusglG
seien nicht erfÃ¼llt. Das BSG habe in seiner Entscheidung vom 11.02.2015 (B 13 R
9/14 R, a.a.O.) diesbzgl. ausgefÃ¼hrt, dass es nicht auf den tatsÃ¤chlichen Bezug
ankomme, sondern lediglich darauf, ob die Leistung aus dem im
Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht der ausgleichsberechtigten Person
materiell-rechtlich zugestanden habe. Durch das Abstellen auf den
Versorgungsbezug des Ausgleichsberechtigten in Â§ 37 Abs. 2 VersAusglG solle, so
das BSG begrÃ¼ndend weiter, lediglich klargestellt werden, dass bei der
Bestimmung des Drei-Jahres-Zeitraums eines Versorgungsbezugs â�� anders als bei
der Bestimmung der Wertgrenze in Â§ 4 VAHRG bis 31.08.2009 â�� Zahlungen an
Hinterbliebene des Ausgleichsberechtigten auÃ�er Betracht blieben (vgl. BT-Drucks
16/10144, S. 76). Da M vorliegend bis einschlieÃ�lich Juli 2015 â�� zumindest bis zu
ihrem Tod am 10.07.2015 â�� einen materiell-rechtlichen Anspruch auf die im
Versorgungsausgleich erworbenen Anrechte gehabt habe, sei der Monat Juli 2015
auch bei der PrÃ¼fung des Drei-Jahres-Zeitraums nach Â§ 37 Abs. 2 VersAusglG zu
berÃ¼cksichtigen. Auf den Auszahlungszeitpunkt komme es insoweit nicht an. Auch
laufende Leistungen aus dem im Versorgungsaugleich erworbenen Anrecht, die
beispielweise wegen einer Abtretung, PfÃ¤ndung, Aufrechnung, Verrechnung oder
ErstattungsansprÃ¼chen nicht an die ausgleichsberechtigte Person ausgezahlt
wÃ¼rden, seien bei der PrÃ¼fung des Dreijahreszeitraums i.S. des Â§ 37 Abs. 2
VersAusglG mit zu berÃ¼cksichtigen.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 18.02.2016 Klage zum Sozialgericht Freiburg (SG)
erhoben. Zu deren BegrÃ¼ndung hat er ergÃ¤nzend vorgetragen, dass nicht M,
sondern ihre Hinterbliebenen die Rente im Monat Juli 2015 bezogen hÃ¤tten. Ein
Verstorbener kÃ¶nne keine Rente beziehen. Sie habe auch keinen Anspruch auf
diese Rente gehabt. Da Rente zum Ende des Monats gezahlt werde, habe sich der
Anspruch auf diese Rente erst mit Ablauf des 31.07.2015 realisiert. Die fÃ¼r diesen
Monat noch erfolgte Rentenzahlung an die Hinterbliebenen sei eine
vergÃ¶nnungsweise Regelung. Der Monat Juli 2015 sei deshalb nicht mitzuzÃ¤hlen.
Die Beklagte zitiere die BT-Drucks. vÃ¶llig falsch. Dort heiÃ�e es auf Seite 76:
"Anders als im bislang geltenden Recht kommt es ausschlieÃ�lich darauf an, ob die
ausgleichsberechtigte Person selbst Leistungen aus dem im Versorgungsausgleich
erworbenen Anrecht bezogen hat." Dies bedeute, dass es nicht auf den Anspruch,
sondern auf den Bezug der Leistung ankomme. Im Ã�brigen sei die grundsÃ¤tzliche
Regelung bzgl. der NichtÃ¼bertragung in erhÃ¶htem MaÃ�e
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig. VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig wÃ¤re eine Regelung etwa
dahingehend, dass bei einem Bezug von drei Jahren Rente mit Bonus der Malus
nach Tod des verstorbenen Ehegatten drei Jahre weiterhin bestÃ¼nde, fÃ¼r den
Bezug von vier Jahren, vier Jahre usw. Das Alles-oder-Nichts-Prinzip sei vÃ¶llig
unangemessen. Dies sei ein unzulÃ¤ssiger Eingriff in die eigentumsgeschÃ¼tzten
Rechte aus Art. 14 Grundgesetz (GG).

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten. Sie hat auf ihren
Widerspruchsbescheid verwiesen. Als KÃ¶rperschaft des Ã¶ffentlichen Rechts sei
sie verpflichtet, den Vorgaben des Gesetzgebers Folge zu leisten. Sie dÃ¼rfe
Normen nicht auf ihre Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz Ã¼berprÃ¼fen.
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Mit Gerichtsbescheid vom 06.07.2018 hat das SG die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es unter Verweis auf die GrÃ¼nde des Widerspruchsbescheids
vom 08.02.2016 ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, dass das Urteil des BSG vom 11.02.2015
(B 13 R 9/14 R, a.a.O.) eine Tendenz, wonach der Sterbemonat mit einzubeziehen
sei, jedoch noch keinen eindeutigen RÃ¼ckschluss auf das Ende des 36-Monats-
Zeitraums erlaubt habe. Zwischenzeitlich lÃ¤gen jedoch mehrere Entscheidungen
vor, die bei der Berechnung ausdrÃ¼cklich den Sterbemonat einbezÃ¶gen und
damit die Rechtsauffassung der Beklagten stÃ¼tzten (Oberverwaltungsgericht
[OVG] Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 13.12.2017 â�� 3 A 1773/16 -, Rn. 41-42,
Landessozialgericht [LSG] Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 27.06.2017 â�� L 11 R
4695/16 -, Rn. 25; beide in juris, OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom
24.01.2017 â�� 3 A 792/15 -, n.v.). Dem habe sich die Literatur angeschlossen
(GrÃ¤per in MÃ¼KO, Band 7, 6. Aufl. 2013, Â§ 37 VersAusglG, Rn. 7,
BrudermÃ¼ller, in Palandt, BGB, 75. Aufl. 2016, Â§ 37 VersAusglG, Rn. 2). Dem
schlieÃ�e sich auch die Kammer an. Das neue Tatbestandsmerkmal "bezogen hat"
in Â§ 37 Abs. 2 VersAusglG diene allein der Abgrenzung zwischen Leistungen wegen
Renten aus eigener Versicherung und Leistungen wegen Hinterbliebenenrenten.

Gegen den ihm am 12.07.2018 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am
02.08.2018 unter Wiederholung seiner AusfÃ¼hrungen im Klageverfahren Berufung
eingelegt. ErgÃ¤nzend trÃ¤gt er vor, dass die Entscheidung des LSG Baden-
WÃ¼rttemberg im Verfahren L 11 R 4695/16 auf den vorliegenden Fall nicht
Ã¼bertragbar sei. Dort sei im Endergebnis tatsÃ¤chlich eine Rente von mehr als 36
Kalendermonaten bezogen worden. Im Gegensatz dazu habe M die Rente nur 35
Monate bezogen. Von der RÃ¼ckÃ¼bertragung sei nur die Rentenversicherung,
jedoch kein Dritter betroffen.

Der KlÃ¤ger beantragt â�� sachgerecht gefasst -,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Freiburg vom 06.07.2018 und den
Bescheid der Beklagten vom 08.09.2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 08.02.2016 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, seine Altersrente mit
Wirkung ab dem 01.08.2015 nicht mehr zu kÃ¼rzen und ihm die ungekÃ¼rzte
Versicherungsrente auszuzahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie bezieht sich auf ihr gesamtes bisheriges Vorbringen.

Mit Schriftsatz vom 07.12.2018 hat der KlÃ¤ger, mit solchem vom 10.12.2018 die
Beklagte das EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung erklÃ¤rt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Prozessakten beider RechtszÃ¼ge sowie die bei der Beklagten gefÃ¼hrte
Verwaltungsakte, die Gegenstand der Entscheidungsfindung geworden sind,
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verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht (vgl. Â§ 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz [SGG])
eingelegte Berufung des KlÃ¤gers, Ã¼ber die der Senat nach dem erklÃ¤rten
EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§Â§
153 Abs. 1, 124 Abs. 2 SGG), ist zulÃ¤ssig, insbesondere statthaft, da eine
ungekÃ¼rzte Rente fÃ¼r einen Zeitraum von Ã¼ber einem Jahr begehrt wird (vgl. 
Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG).

Die Berufung fÃ¼hrt jedoch fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht zum Erfolg. Das SG hat die
Klage in nicht zu beanstandender Weise abgewiesen; der Bescheid der Beklagten
vom 08.09.2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 08.02.2016 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Er hat keinen
Anspruch auf Auszahlung der ungekÃ¼rzten Altersrente ab dem 01.08.2015.

Der vom KlÃ¤ger geltend gemachte Anspruch auf ungekÃ¼rzte Auszahlung seiner
Altersrente richtet sich nach Â§ 37 VersAusglG in der ab 01.09.2009 geltenden
Fassung. Â§ 37 Abs. 1 Satz 1 VersAusglG bestimmt, dass bei Tod der
ausgleichsberechtigten Person auf Antrag ein Anrecht der ausgleichspflichtigen
Person nicht lÃ¤nger aufgrund des Versorgungsausgleichs gekÃ¼rzt wird. Â§ 37
Abs. 2 VersAusglG schrÃ¤nkt diese Regelung dahingehend ein, dass die Anpassung
â�� der sogenannte "RÃ¼ckausgleich" â�� nur stattfindet, wenn die
ausgleichsberechtigte Person die Versorgung aus dem im Versorgungsausgleich
erworbenen Anrecht nicht lÃ¤nger als 36 Monate bezogen hat.

Die Voraussetzungen des Â§ 37 Abs. 2 VersAusglG fÃ¼r die Anpassung wegen
Todes der ausgleichsberechtigten Person sind im vorliegenden Fall nicht erfÃ¼llt.
Denn M hat die Rente aus ihrem im Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht
insgesamt vom 01.07.2012 bis zum 31.07.2015 und damit entgegen des
Vorbringens des KlÃ¤gers im Berufungsverfahren nicht nur 35 Monate, sondern 37
Monate â�� also lÃ¤nger als die in Â§ 37 Abs. 2 VersAusglG vorgesehenen 36
Monate â�� "bezogen". Die Rente der geschiedenen Ehefrau wurde aufgrund des
Bescheids vom 24.04.2012 gem. Â§ 99 Abs. 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
VI) ab dem 01.07.2012 bis zum 31.07.2015, dem Sterbemonat von M (Â§ 102 Abs. 5
SGB VI), geleistet.

Â§ 37 Abs. 2 VersAusglG stellt darauf ab, ob eine Versorgung aus dem im
Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht durch den Ausgleichsberechtigten nicht
lÃ¤nger als 36 Monate "bezogen" worden ist. Durch das Abstellen auf den
Versorgungsbezug des Ausgleichsberechtigten in Â§ 37 Abs. 2 VersAusglG soll
(lediglich) klargestellt werden, dass bei der Bestimmung des
anpassungsunschÃ¤dlichen Drei-Jahres-Zeitraums eines Versorgungsbezugs
Zahlungen an Hinterbliebene des Ausgleichsberechtigten aus dem im
Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht auÃ�er Betracht bleiben (BSG, Urteil
vom 11.02.2015 â�� B 13 R 9/14 R â�� Rn. 23, LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil
vom 27.06.2017 â�� L 11 R 4695/16 â�� Rn. 26, beide in juris). Anders als nach
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altem Recht (Â§ 4 Abs. 1 VAHRG a.F.) kommt es ausschlieÃ�lich darauf an, ob der
ausgleichsberechtigte Ehegatte selbst Leistungen aus dem erworbenen Anrecht
bezogen hat. Eine Anpassung ist mÃ¶glich, wenn aus dem Anrecht eine
Hinterbliebenenrente gezahlt wird (Breuers in
Herberger/Martinek/RÃ¼Ã�mann/Weth/WÃ¼rdinger, jurisPK-BGB, 9. Aufl., Â§ 37
VersAusglG, Stand: 15.10.2019, Rn. 21). Die Ã�nderung des Wortlauts von Â§ 4 Abs.
2 VAHRG ("wurden oder werden Leistungen gewÃ¤hrt") zu Â§ 37 Abs. 2 VersAusglG
("die ausgleichsberechtigte Person die Versorgung. bezogen hat") zielt allein auf die
Abgrenzung von Versorgung des Ausgleichsberechtigten selbst (in der gesetzlichen
Rentenversicherung: Alters- oder Erwerbsminderungsrente) zu nunmehr
unschÃ¤dlicher Hinterbliebenenversorgung (in der gesetzlichen
Rentenversicherung: Witwen-/Witwer- oder Waisenrente; vgl. OVG Nordrhein-
Westfalen, Urteil vom 13.12.2017 â�� 3 A 1773/16 â�� Rn. 42, in juris).

Bei der Zahlung der Rente fÃ¼r den Sterbemonat handelt es sich um eine Rente
aus der eigenen Versicherung des Verstorbenen und nicht um eine
Hinterbliebenenrente. Dies ergibt sich aus Â§ 102 Abs. 5 SGB VI, wonach Renten bis
zum Ende des Kalendermonats geleistet werden, in dem der Berechtigte gestorben
ist. Stirbt der Rentenberechtigte, fÃ¤llt die Rente erst mit Ablauf des Sterbemonats
weg (Schmidt/Kador in: Schlegel/VÃ¶lzke, jurisPK â�� SGB VI, 2. Aufl., Â§ 102 SGB VI
[Stand 09.10.2019] Rn. 14). Die VergÃ¼nstigung der Rentenzahlung endet auch
nach der allgemeinen Regelung in Â§ 100 Abs. 3 Satz 1 SGB VI erst mit dem
Kalendermonat, zu dessen Beginn der Wegfall wirksam ist. Dass es sich im
Sterbemonat noch um eine Rente des Versicherten handelt, folgt auch aus Â§ 99
Abs. 2 SGB VI, wonach â�� ausnahmsweise â�� eine Hinterbliebenenrente vom
Todestag des Versicherten angeleistet wird, wenn an den Versicherten eine Rente
im Sterbemonat nicht zu leisten ist. Auch hieraus wird deutlich, dass es sich bei der
Rente im Sterbemonat um eine Rente an den Versicherten und nicht um eine
Hinterbliebenenrente handelt. DarÃ¼ber hinaus ist die Tatsache, dass die Rente
fÃ¼r den Sterbemonat automatisch weiter gezahlt wird und von den
Hinterbliebenen fÃ¼r diesen Monat kein Antrag auf Hinterbliebenenrente gestellt
wird, ein eindeutiger Beleg dafÃ¼r, dass die fÃ¼r diesen Monat gezahlte Rente
keine Hinterbliebenenrente ist. Die fÃ¼r den Sterbemonat ausgezahlte Rente ist
deshalb in die Berechnung des Bezugs von 36 Monaten miteinzubeziehen.

EinzurÃ¤umen ist dem KlÃ¤ger, dass zum Zeitpunkt der Ã�berweisung der Rente
Ende des Monats Juli 2015 (zum Zeitpunkt der Rentenzahlung Â§ 118 Abs. 1 Satz 1
SGB VI) M die Rente selbst aufgrund ihres Todes nicht mehr "bezogen" hat.
"Bezogen" haben die Rente die Rechtsnachfolger von M. Dass die Zahlung einer
Rente nicht an M erfolgt ist, Ã¤ndert aber nichts daran, dass tatsÃ¤chlich eine
Leistung von der Beklagten an M auch aus dem im Versorgungsausgleich
erworbenen Anrecht erbracht wurde und es sich um eine Rente der M handelte. Der
Auszahlung der Rente an M bedurfte es hierfÃ¼r nicht. Dies folgt auch daraus, dass
unerheblich ist, wenn die Leistungen in Folge von Abtretung oder PfÃ¤ndung einem
Dritten zuflieÃ�en (Breuers in Herberger/Martinek/RÃ¼Ã�mann/Weth/WÃ¼rdinger,
jurisPK-BGB, 9. Aufl., Â§ 37 VersAusglG, Stand: 15.10.2019, Rn. 22). Auch bei
Auszahlung an einen Dritten bleibt es dabei, dass das aus dem
Versorgungsausgleich erworbene Recht bei der Rentenzahlung an den Berechtigten,
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hier an M, berÃ¼cksichtigt wurde.

Dass die Zahlung im Sterbemonat noch M zuzurechnen ist, ergibt sich nicht zuletzt
auch aus Â§ 118 Abs. 3 und 4 SGB VI, in denen die RÃ¼ckforderung von
Geldleistungen, die fÃ¼r die Zeit nach dem Tod des Berechtigen erbracht wurden,
geregelt ist. Auch insoweit wird jeweils immer nur auf die Geldleistungen abgestellt,
die nach dem Sterbemonat erfolgten. Die Rentenzahlung im Sterbemonat ist noch
eine Leistung an den Berechtigten und wird an ihn erbracht.

UmstÃ¤nde, die eine Verfassungswidrigkeit des Â§ 37 Abs. 2 VersAusglG
begrÃ¼nden kÃ¶nnten, sind nicht ersichtlich (BSG, Urteil vom 11.02.2015 â�� B 13
R 9/14 R -, unter Hinweis auf Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 05.07.1989 â�� 
1 BvL 11/87 â�� u.a., beide in juris).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 21.04.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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